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Das Kommunalbüro für ärztliche Versorgung im Bayerischen Lan-

desamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit berät als Kom-

petenzzentrum im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für

Gesundheit und Pflege Kommunen bei Fragen zur ambulanten Ver-

sorgung. Das Unterstützungsangebot hilft bei der Klärung möglicher

Handlungsfelder und dabei, vorhandene Gestaltungsmöglichkeiten

zur Verbesserung der gesundheitlichen Versorgung zu erkennen

und vor Ort zielgerichtet wahrzunehmen. Es steht den Kommunen

kostenfrei zur Verfügung.

Die Gesundheitsversorgung
steht vor Herausforderungen

D ie Gesundheitsversorgung in

Deutschland steht trotz einer sehr

guten Ausgangslage vor vielfältigen

Herausforderungen. Aktuell diskutiert

wird in diesem Zusammenhang unter

anderem das Thema eines drohenden

Fachkräftemangels: Neben einem pro-

gnostizierten Mangel in den Pflegeberu-

fen werden Probleme bei der Nachbeset-

zung von Arztpraxen, insbesondere in

Bezug auf die hausärztliche Versorgung

in strukturschwachen, ländlichen Räu-

men benannt [1]. Um den Herausforde-

rungen erfolgreich zu begegnen, bedarf

es neuer Strategien, Modelle, Strukturen

und Rahmenbedingungen. Gerade im

Gesundheitswesen ist dabei die Zusam-

menarbeit vieler Akteure notwendig, um

entsprechende Weiterentwicklungen

anzustoßen und umzusetzen.

Die mögliche Rolle von Kom-
munalpolitik und -verwaltung

Die Kommunale Hand kann – unbescha-

det der gesetzlich normierten Sicher-

stellungsverpflichtung der Kassenärztli-

chen Vereinigung – im Rahmen des

kommunalen Gesundheitsmanagements

notwendige Entwicklungen vor Ort ini-

tiieren, moderieren und strategisch

begleiten, um zur flächendeckend

bedarfsgerechten Versorgung beizutra-

gen. Insbesondere über die Schaffung

geeigneter Rahmenbedingungen haben

Kommunalpolitik und -verwaltung rele-

vante Einflussmöglichkeiten auf die

Weiterentwicklung regionaler Gesund-

heitsversorgung. So scheinen die soge-

nannten „weichen Standortfaktoren“

beispielsweise die Niederlassungsent-

scheidung von Ärztinnen und Ärzten

stärker zu beeinflussen, als gemeinhin

angenommen [2].

Kostenfreie Unterstützung
durch das Kommunalbüro für
ärztliche Versorgung

Viele bayerische Kommunen befassen

sich aktuell mit der ambulanten

Gesundheitsversorgung. Sie stehen

dabei oftmals vor großen Herausforde-

rungen. Denn das deutsche Gesund-

heitssystem ist gekennzeichnet durch

Selbstverwaltung, Korporatismus und

sektorale Abgrenzung. Aber auch das

kommunale Haushalts- und Wirtschafts-

recht betreffende sowie EU-beihilfe-

rechtliche und wettbewerbsrechtliche

Aspekte gilt es zu beachten, wenn sich

Kommunen an der Weiterentwicklung

der ambulanten Versorgung beteiligen.

Dabei wird die Debatte eines drohen-

den Ärztemangels nicht selten emotio-

nal geführt und ist begleitet von subjek-

tiven Annahmen und dem Mangel an

unabhängiger Analyse. Dies erschwert

auf kommunaler Ebene nicht nur eine

systematische und objektive Einschät-

zung der Situation, sondern verhindert

auch zielgerichtete Aktivitäten zu deren

Verbesserung [3–5].

Um die Kommunen bei Ihren Aktivitäten

im Gesundheitsmanagement zu unter-

stützen, hat das Bayerische Staatsministe-

rium für Gesundheit und Pflege das Kom-

munalbüro für ärztliche Versorgung im

Bayerischen Landesamt für Gesundheit

und Lebensmittelsicherheit eingerichtet.

Als bayernweit tätiges Kompetenzzen-

trum berät das Kommunalbüro die Ver-

antwortlichen vor Ort. Das Beratungs-

und Unterstützungsangebot basiert auf

den Prinzipien Objektivität, Neutralität,

Systematik, Einzelfallbezug, Kompetenz

und Gemeinwohlorientierung. Es steht

für Kommunen landesweit kostenfrei zur

Verfügung und zielt darauf ab, Lösungs-

möglichkeiten für Herausforderungen

der künftigen gesundheitlichen Versor-

gung auf kommunaler Ebene zu entwi-

ckeln. Aufgabenschwerpunkt des Kom-

munalbüros ist es, die bayerischen

Gemeinden, Märkte, Städte und Land-

kreise im Sinne der „Hilfe zur Selbsthilfe“

bei der Weiterentwicklung der Gesund-

heitsversorgung zu unterstützen. Ziel-

gruppe des Kommunalbüros für ärztliche

Versorgung sind Kommunalpolitikerin-

nen und Kommunalpolitiker sowie Ver-

waltungen der bayerischen Kommunen –

insbesondere Bürgermeisterinnen und

Bürgermeister.

Analyse, Information, Strategie-
entwicklung und Prozess-
begleitung

Die Dienstleistungen des Kommunalbü-

ros für ärztliche Versorgung basieren
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auf einer mit den Verantwortlichen vor

Ort gemeinsam durchgeführten Identifi-

kation der Ausgangslage und Analyse

der regionalen Versorgungsstrukturen.

Aufbauend auf der Analyse finden aus-

führliche Beratungsgespräche statt – in

der Regel vor Ort. Dabei werden unter

anderem relevante Informationen über

Hintergründe, Strukturen und An-

sprechpartner der Versorgung gegeben

sowie präventive Handlungsstrategien

erörtert. Zentrale Themen sind bei-

spielsweise die vertragsärztliche Be-

darfsplanung, die jeweils aktuelle Ver-

sorgungssituation, Zuständigkeiten so-

wie mögliche Organisationsformen von

Arztpraxen. Fester Bestandteil der Bera-

tungsaktivitäten sind zudem die Sensibi-

lisierung für und die Schärfung des Pro-

blembewusstseins – zum Beispiel für

aktuelle Trends in der Versorgung und

daraus abzuleitende Entwicklungen und

Herausforderungen.

Bei Problemen werden gemeinsam indi-

viduelle und maßgeschneiderte Lö-

sungsoptionen zur Verbesserung der

Versorgungssituation erarbeitet. Ziel ist

die Entwicklung einer passgenauen Stra-

tegie mit der Festlegung konkreter zeit-

licher Abläufe und Schritte.

Das Kommunalbüro für ärztliche Versor-

gung begleitet die Umsetzungsprozesse

der beratenen Kommunen dabei pro-

zesshaft entlang des jeweiligen Bedarfs

vor Ort – nicht selten über mehrjährige

Zeiträume. Es setzt auf die Beteiligung

und Integration der jeweils relevanten

Akteure aus Politik und Verwaltung

sowie der Leistungserbringer und wirkt

im Sinne eines konzertierten Vorgehens

darauf hin, dass zuständige Ressorts und

Personen bei der Entwicklung lösungs-

orientierter potenzieller Handlungsstra-

tegien einbezogen werden.

Erfahrungen des Kommunal-
büros vor Ort nutzen

Das Kommunalbüro für ärztliche Versor-

gung verfügt über umfangreiche Erfah-

rungen aus 285 Beratungsfällen auf kom-

munaler Ebene (Stand: 31.12.2016).

Kommunen können von diesem Erfah-

rungsschatz profitieren und sind herzlich

eingeladen, sich an das Kommunalbüro

für ärztliche Versorgung zu wenden.

Ansprechpartner

Ansprechpartner bei Fragen zur ambu-

lanten Versorgung beim Kommunalbüro

für ärztliche Versorgung ist dessen Lei-

ter, Herr Medizinaloberrat Gunnar Geu-

ter. Sie erreichen ihn unter den Kontakt-

daten in der InfoBox.

Gunnar Geuter

Medizinaloberrat

Bayerisches Landesamt für

Gesundheit und Lebensmittel-

sicherheit

Sachgebiet GE 6: Versorgungs-

qualität, Gesundheitsökonomie,

Gesundheitssystemanalyse

Kommunalbüro für ärztliche Ver-

sorgung

Bayerisches Haus der Gesundheit

Schweinauer Hauptstraße 80

90441 Nürnberg

Telefon 09131-6808 2914

Telefax: 09131-6808 2905

E-Mail: Kommunalbuero-Gesund-

heit@lgl.bayern.de

Kommunales Gesundheits-
management – gemeinsam
geht es besser!

Ein erfolgversprechendes kommunales

Gesundheitsmanagement setzt aufgrund

der Zuständigkeitsbereiche von kommu-

naler Ebene auf der einen und Selbstver-

waltungsorganen sowie Leistungser-

bringern auf der anderen Seite ein gelin-

gendes Zusammenwirken und eine

enge Abstimmung des Vorgehens

voraus.

So sollten bei der Suche nach einer

Nachfolge für einen frei werdenden

Kassensitz beispielsweise Kommune

und Arztpraxis konzertiert zusammen-

wirken: Zuständigkeitshalber liegen die

Handlungsoptionen der kommunalen

Hand dabei insbesondere in der Gestal-

tung und Beeinflussung von Rahmenbe-

dingungen und Lebensqualität im

Wohn- und Arbeitsumfeld. Bei Bedarf

können Kommunen darüber hinaus

kooperative und familienfreundliche

Formen der Berufsausübung oder

Kooperationen fördern sowie Hol- und

Bringdienste für Patienten flankieren.

Das Kommunalbüro für ärztliche Versor-

gung unterstützt die Kommunen diesbe-

züglich bei einer Stärken- und Schwä-

chenanalyse und der Entwicklung geeig-

neter Strategien zur Steigerung der

Standortattraktivität.

Aber auch die niedergelassenen Ärztin-

nen und Ärzte als Leistungserbringer

tragen Verantwortung bei der Nachfol-

gersuche. So haben unter anderem Aus-

stattung, Personalstruktur und -qualifi-

kation von Arztpraxen sowie ihre Orga-

nisation nicht unerhebliche Auswirkun-

gen auf die Attraktivität des Sitzes [6].

Im Beratungsprozess werden deshalb

auch diese Aspekte vor Ort diskutiert

und mit der jeweiligen Situation abgegli-

chen, um konkrete Möglichkeiten der

Weiterentwicklung der Praxis im Sinne

der Attraktivitätssteigerung zu entwi-

ckeln – idealerweise gemeinsam mit der

Praxis abgebenden Ärztin/dem Praxis

abgebenden Arzt.

Chancen interkommunaler
Ansätze

Aktuelle Entwicklungen lassen ein abge-

stimmtes Vorgehen mit den Nachbar-

kommunen als sinnvoll erscheinen. So

hat die Veränderung beruflicher Rollen-

vorstellungen in der Ärzteschaft bei-

spielsweise zu einer hohen Nachfrage

nach flexiblen Arbeitszeitmodellen, viel-

fältigen Beschäftigungsmöglichkeiten

sowie familienfreundlichen (ärztlichen)

Kooperationsformen geführt. Koopera-

tive Formen der Berufsausübung, wie

Praxisgemeinschaften, örtliche und

überörtliche Gemeinschaftspraxen (Be-

rufsausübungsgemeinschaften) und Me-

dizinische Versorgungszentren haben in

der Folge in den vergangenen Jahren

zunehmend an Bedeutung gewonnen,

während die Einzelpraxis an Attraktivi-

tät verloren hat. Der Einstieg in eine

Berufsausübungsgemeinschaft ist dabei

die häufigste Kooperationsform. Stei-

gende Nachfrage findet sich auch für

Möglichkeiten, als angestellter Arzt

bzw. angestellte Ärztin im ambulanten

Bereich tätig zu sein [7–11].

Der damit einhergehende Strukturwan-

del ist unter anderem von Konzentrati-

onsprozessen ambulanter Versorgungs-

strukturen geprägt. Damit diese nicht

zur Verschlechterung der Versorgungs-
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situation der Bevölkerung führen, son-

dern zur Chance für die Weiterentwick-

lung regionaler Versorgungsstrukturen

werden können, ist vor Ort tatkräftiges

Engagement bei der Entwicklung von

Strategien und alternativen Lösungen

erforderlich. Dieses sollte idealerweise

proaktiv erfolgen und entsprechende

Transitionsprozesse begleiten.

Dabei kommt interkommunalen Strate-

gien im Sinne regionaler Ansiedlungs-

förderung und Attraktivität ein immer

höherer Stellenwert zu – auch, um

(kostenintensive) Doppelstrukturen

oder -aktivitäten zu vermeiden und

gemeindeübergreifend Aktivitäten des

Standortmarketings zu intensivieren

[12]. Deshalb unterstützt das Kommu-

nalbüro die Weiterentwicklung und Ver-

besserung gemeindenaher Vernetzungs-

aktivitäten in der Gesundheitsversor-

gung. Um die regionalen Versorgungs-

strukturen besser zu koordinieren und

eine nachhaltige, regionale Förderungs-

struktur aufzubauen, ist der Aufbau von

Gesundheitsregionenplus dienlich. Die

vom Bayerischen Gesundheitsministe-

rium geförderten, in der Regel auf Kreis-

und Kreisregionsebene angesiedelten

Gesundheitsregionenplus werden ebenso

in diesem Heft vorgestellt.

Auch die Verkehrsinfrastruktur kann einen wichti-

gen Beitrag zur Sicherung der wohnortnahen

Gesundheitsversorgung leisten – das Kommu-

nalbüro für ärztliche Versorgung im Bayerischen

Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-

cherheit berät Kommunen zur Verbesserung der

ambulanten Versorgung

Ressortübergreifende
Verständigung zur Verzahnung
von Konzepten

Bei der Weiterentwicklung der Gesund-

heitsversorgung der Bevölkerung sollte

auf kommunaler Ebene zudem eine

intensive ressortübergreifende Verstän-

digung stattfinden. So kann zum Bei-

spiel eine optimierte Anbindung von

Einrichtungen der Gesundheitsversor-

gung an den öffentlichen Personennah-

verkehr ein wichtiger Beitrag zur Siche-

rung der wohnortnahen Gesundheits-

versorgung sein (vgl. Abbildung).

Auch die Verzahnung mit bestehenden

Konzepten, zum Beispiel der Familien-

und Seniorenpolitik, der Stadt- und

Raumplanung oder der Wirtschaftsför-

derung, kann wichtige Impulse geben

und Synergien freisetzen. Über Pro-

gramme der Dorferneuerung, der Städ-

tebauförderung oder des Regionalma-

nagements erschließen sich zudem häu-

fig (zusätzliche) Fördermöglichkeiten,

die anschlussfähig an Weiterentwick-

lungsprozesse der Gesundheitsversor-

gung sind.
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